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Zusammenstellung Gesetzestexte (Auszüge) 

1. Betreuungsrecht (BGB) 

 

§ 1896, Abs. 1: Kann ein Volljähriger auf Grund einer psychischen Krankheit oder einer körperlichen, 

geistigen oder seelischen Behinderung seine Angelegenheiten ganz oder teilweise nicht besorgen, so 

bestellt das Betreuungsgericht auf seinen Antrag oder von Amts wegen für ihn einen Betreuer. (…) 

 

2. Gesetz zur Stärkung eines aktiven Schutzes von Kindern und Jugendlichen 

Bundeskinderschutzgesetz (BKiSchG)  

Artikel 1 Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG) 

§ 1 Kinderschutz und staatliche Mitverantwortung  

(4): Zu diesem Zweck umfasst die Unterstützung der Eltern bei der Wahrnehmung ihres 

Erziehungsrechts und ihrer Erziehungsverantwortung durch die staatliche Gemeinschaft 

insbesondere auch Information, Beratung und Hilfe. Kern ist die Vorhaltung eines möglichst 

frühzeitigen, koordinierten und multiprofessionellen Angebots im Hinblick auf die Entwicklung von 

Kindern vor allem in den ersten Lebensjahren für Mütter und Väter sowie schwangere Frauen und 

werdende Väter (Frühe Hilfen). 

§ 2 Information der Eltern über Unterstützungsangebote in Fragen der Kindesentwicklung 

(1) Eltern sowie werdende Mütter und Väter sollen über Leistungsangebote im örtlichen 

Einzugsbereich zur Beratung und Hilfe in Fragen der Schwangerschaft, Geburt und der Entwicklung 

des Kindes in den ersten Lebensjahren informiert werden. 

 

(2) Zu diesem Zweck sind die nach Landesrecht für die Information der Eltern nach Absatz 1 

zuständigen Stellen befugt, den Eltern ein persönliches Gespräch anzubieten. Dieses kann auf 

Wunsch der Eltern in ihrer Wohnung stattfinden. Sofern Landesrecht keine andere Regelung trifft, 

bezieht sich die in Satz 1 geregelte Befugnis auf die örtlichen Träger der Jugendhilfe. 

§ 3 Rahmenbedingungen für verbindliche Netzwerkstrukturen im Kinderschutz 

(4) Dieses Netzwerk soll zur Beförderung Früher Hilfen durch den Einsatz von Familienhebammen 

gestärkt werden. Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend unterstützt den 

Aus- und Aufbau der Netzwerke Frühe Hilfen und des Einsatzes von Familienhebammen auch unter 

Einbeziehung ehrenamtlicher Strukturen durch eine zeitlich auf vier Jahre befristete Bundesinitiative, 

die im Jahr 2012 mit 30 Millionen Euro, im Jahr 2013 mit 45 Millionen Euro und in den Jahren 2014 

und 2015 mit 51 Millionen Euro ausgestattet wird. Nach Ablauf dieser Befristung wird der Bund einen 

Fonds zur Sicherstellung der Netzwerke Frühe Hilfen und der psychosozialen Unterstützung von 

Familien einrichten, für den er jährlich 51 Millionen Euro zur Verfügung stellen wird. Die 

Ausgestaltung der Bundesinitiative und des Fonds wird in Verwaltungsvereinbarungen geregelt, die 

das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend im Einvernehmen mit dem 

Bundesministerium der Finanzen mit den Ländern schließt. 
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§ 4 Beratung und Übermittlung von Informationen durch Geheimnisträger bei Kindeswohl-

gefährdung 

(1) Werden  

1.  Ärztinnen oder Ärzten, Hebammen oder Entbindungspflegern oder Angehörigen eines 

anderen Heilberufes, der für die Berufsausübung oder die Führung der Berufsbezeichnung 

eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert, 

 

2.   Berufspsychologinnen oder -psychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher 

Abschlussprüfung, 

 

3. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberaterinnen oder -beratern sowie 

 

4. Beraterinnen oder Beratern für Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die von einer Behörde 

oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts anerkannt ist, 

 

5. Mitgliedern oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 und 8 des 

Schwangerschaftskonfliktgesetzes, 

 

6. staatlich anerkannten Sozialarbeiterinnen oder -arbeitern oder staatlich anerkannten 

Sozialpädagoginnen oder -pädagogen oder 

 

7. Lehrerinnen oder Lehrern an öffentlichen und an staatlich anerkannten privaten Schulen 

 

in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls 

eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so sollen sie mit dem Kind oder Jugendlichen und den 

Personensorgeberechtigten die Situation erörtern und, soweit erforderlich, bei den 

Personensorgeberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, soweit hierdurch der 

wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. 

 

(2) Die Personen nach Absatz 1 haben zur Einschätzung der Kindeswohlgefährdung gegenüber dem 

Träger der öffentlichen Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft. 

Sie sind zu diesem Zweck befugt, dieser Person die dafür erforderlichen Daten zu übermitteln; vor 

einer Übermittlung der Daten sind diese zu pseudonymisieren. 

 

(3) Scheidet eine Abwendung der Gefährdung nach Absatz 1 aus oder ist ein Vorgehen nach Absatz 1 

erfolglos und halten die in Absatz 1 genannten Personen ein Tätigwerden des Jugendamtes für 

erforderlich, um eine Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen abzuwenden, so 

sind sie befugt, das Jugendamt zu informieren; hierauf sind die Betroffenen vorab hinzuweisen, es sei 

denn, dass damit der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen in Frage gestellt wird. Zu 

diesem Zweck sind die Personen nach Satz 1 befugt, dem Jugendamt die erforderlichen Daten 

mitzuteilen. 
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3. Präventionsgesetz (PrävG) 

§ 20, Abs. 1: Die Krankenkasse sieht in der Satzung Leistungen zur Verhinderung und Verminderung 

von Krankheitsrisiken (primäre Prävention) sowie zur Förderung des selbstbestimmten 

gesundheitsorientierten Handelns der Versicherten (Gesundheitsförderung) vor. Die Krankenkasse 

legt dabei die Handlungsfelder und Kriterien nach Absatz 2 zugrunde. 

 

4. Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz (PsychKHG) – Landesrecht Baden-Württemberg 

§ 5, Abs. 5: Psychisch kranken oder behinderten Menschen nahestehende Personen sollen entlastet, 

unterstützt, ihre Bereitschaft zur Mitwirkung bei den Hilfen erhalten und gefördert werden. Die 

besondere Situation von Kindern psychisch kranker oder behinderter Menschen soll berücksichtigt 

werden. 

§ 13, Abs 1: Personen im Sinne von § 1 Nummer 1 (Personen, die aufgrund einer psychischen Störung 

krank oder behindert sind) können gegen ihren Willen in einer nach § 14 anerkannten Einrichtung 

untergebracht werden, wenn sie unterbringungsbedürftig sind. 

§ 13, Abs. 3: Unterbringungsbedürftig ist, wer infolge einer psychischen Störung nach § 1 Nummer 1 

sein Leben oder seine Gesundheit erheblich gefährdet oder eine erhebliche gegenwärtige Gefahr für 

Rechtsgüter anderer darstellt, wenn die Gefährdung oder Gefahr nicht auf andere Weise 

abgewendet werden kann. 

 

5. Sozialgesetzbuch - Achtes Buch – Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII)  

 

§ 8a, Abs.4: In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten, die Leistungen nach 

diesem Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass  

1. deren Fachkräfte bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für die Gefährdung eines von 

ihnen betreuten Kindes oder Jugendlichen eine Gefährdungseinschätzung vornehmen, 

2. bei der Gefährdungseinschätzung eine insoweit erfahrene Fachkraft beratend hinzugezogen wird 

sowie 

3. die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche in die Gefährdungseinschätzung 

einbezogen werden, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder Jugendlichen nicht in 

Frage gestellt wird. 

In die Vereinbarung ist neben den Kriterien für die Qualifikation der beratend hinzuzuziehenden 

insoweit erfahrenen Fachkraft insbesondere die Verpflichtung aufzunehmen, dass die Fachkräfte der 

Träger bei den Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, wenn sie 

diese für erforderlich halten, und das Jugendamt informieren, falls die Gefährdung nicht anders 

abgewendet werden kann. 
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§ 16 Allgemeine Förderung der Erziehung in der Familie 

 

(1) Müttern, Vätern, anderen Erziehungsberechtigten und jungen Menschen sollen Leistungen der 

allgemeinen Förderung der Erziehung in der Familie angeboten werden. Sie sollen dazu beitragen, 

dass Mütter, Väter und andere Erziehungsberechtigte ihre Erziehungsverantwortung besser 

wahrnehmen können. Sie sollen auch Wege aufzeigen, wie Konfliktsituationen in der Familie 

gewaltfrei gelöst werden können. 

 

(2) Leistungen zur Förderung der Erziehung in der Familie sind insbesondere  

 

1. Angebote der Familienbildung, die auf Bedürfnisse und Interessen sowie auf Erfahrungen von 

Familien in unterschiedlichen Lebenslagen und Erziehungssituationen eingehen, die Familien 

in ihrer Gesundheitskompetenz stärken, die Familie zur Mitarbeit in Erziehungseinrichtungen 

und in Formen der Selbst- und Nachbarschaftshilfe besser befähigen sowie junge Menschen 

auf Ehe, Partnerschaft und das Zusammenleben mit Kindern vorbereiten, 

2. Angebote der Beratung in allgemeinen Fragen der Erziehung und Entwicklung junger 

Menschen, 

3.  Angebote der Familienfreizeit und der Familienerholung, insbesondere in belastenden  

Familiensituationen, die bei Bedarf die erzieherische Betreuung der Kinder einschließen. 

 

(3) Müttern und Vätern sowie schwangeren Frauen und werdenden Vätern sollen Beratung und Hilfe 

in Fragen der Partnerschaft und des Aufbaus elterlicher Erziehungs- und Beziehungskompetenzen 

angeboten werden. 

 

§ 19, Abs. 1: Gemeinsame Wohnformen für Mütter/Väter und Kinder: Mütter oder Väter, die allein 

für ein Kind unter sechs Jahren zu sorgen haben oder tatsächlich sorgen, sollen gemeinsam mit dem 

Kind in einer geeigneten Wohnform betreut werden, wenn und solange sie aufgrund ihrer 

Persönlichkeitsentwicklung dieser Form der Unterstützung bei der Pflege und Erziehung des Kindes 

bedürfen. Die Betreuung schließt auch ältere Geschwister ein, sofern die Mutter oder der Vater für 

sie allein zu sorgen hat. Eine schwangere Frau kann auch vor der Geburt des Kindes in der Wohnform 

betreut werden. 

§ 27 Hilfe zur Erziehung: (1) Ein Personensorgeberechtigter hat bei der Erziehung eines Kindes oder 

eines Jugendlichen Anspruch auf Hilfe (Hilfe zur Erziehung), wenn eine dem Wohl des Kindes oder 

des Jugendlichen entsprechende Erziehung nicht gewährleistet ist und die Hilfe für seine Entwicklung 

geeignet und notwendig ist. (2) Hilfe zur Erziehung wird insbesondere nach Maßgabe der §§ 28 bis 35 

gewährt. Art und Umfang der Hilfe richten sich nach dem erzieherischen Bedarf im Einzelfall; dabei 

soll das engere soziale Umfeld des Kindes oder des Jugendlichen einbezogen werden. Die Hilfe ist in 

der Regel im Inland zu erbringen; sie darf nur dann im Ausland erbracht werden, wenn dies nach 

Maßgabe der Hilfeplanung zur Erreichung des Hilfezieles im Einzelfall erforderlich ist. 

§ 28: Erziehungsberatungsstellen und andere Beratungsdienste und -einrichtungen sollen Kinder, 

Jugendliche, Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei der Klärung und Bewältigung individueller 

und familienbezogener Probleme und der zugrunde liegenden Faktoren, bei der Lösung von 

Erziehungsfragen sowie bei Trennung und Scheidung unterstützen. Dabei sollen Fachkräfte 

verschiedener Fachrichtungen zusammenwirken, die mit unterschiedlichen methodischen Ansätzen 

vertraut sind.  

file://///ma014srv/gesetze/SGB_VIII/28.html
file://///ma014srv/gesetze/SGB_VIII/35.html
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§ 36, Abs. 2: Die Entscheidung über die im Einzelfall angezeigte Hilfeart soll, wenn Hilfe 

voraussichtlich für längere Zeit zu leisten ist, im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte getroffen 

werden. Als Grundlage für die Ausgestaltung der Hilfe sollen sie zusammen mit dem 

Personensorgeberechtigten und dem Kind oder dem Jugendlichen einen Hilfeplan aufstellen, der 

Feststellungen über den Bedarf, die zu gewährende Art der Hilfe sowie die notwendigen Leistungen 

enthält; sie sollen regelmäßig prüfen, ob die gewählte Hilfeart weiterhin geeignet und notwendig ist. 

Werden bei der Durchführung der Hilfe andere Personen, Dienste oder Einrichtungen tätig, so sind 

sie oder deren Mitarbeiter an der Aufstellung des Hilfeplans und seiner Überprüfung zu beteiligen.  

 

AK ‚Kinder psychisch erkrankter Eltern‘, Mannheim (2021): Arbeitshilfe Kinder psychisch erkrankter 

Eltern  

 

 


